
 
Eine (unvollständige und willkürliche) Zusammenstellung von österreichischen 

Gesetzen zu den Themengebieten  
Berufsgeheimnis, Vertraulichkeit, personenbezogene Daten, etc. 
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Verletzung von Berufsgeheimnissen, z.B. bez. Patienteninformationen 
    
Strafgesetzbuch § 121 
Inkrafttretedatum 19750101 
  
Verletzung von Berufsgeheimnissen. 
 
 ( 1 ) Wer ein Geheimnis offenbart oder verwertet, das den Gesundheitszustand einer Person betrifft 
und das ihm bei berufsmäßiger Ausübung der Heilkunde, der Krankenpflege, der Geburtshilfe, der 
Arzneimittelkunde oder Vornahme medizinisch-technischer Untersuchungen oder bei 
berufsmäßiger Beschäftigung mit Aufgaben der Verwaltung einer Krankenanstalt oder mit 
Aufgaben der Kranken-, der Unfall-, der Lebens- oder der Sozialversicherung ausschließlich kraft 
seines Berufes anvertraut worden oder zugänglich geworden ist und dessen Offenbarung oder 
Verwertung geeignet ist, ein berechtigtes Interesse der Person zu verletzen, die seine Tätigkeit in 
Anspruch genommen hat oder für die sie in Anspruch genommen worden ist, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
 
 (2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zuzuwenden oder 
einem anderen einen Nachteil zuzufügen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
 
 (3) Ebenso ist ein von einem Gericht oder einer anderen Behörde für ein bestimmtes Verfahren 
bestellter Sachverständiger zu bestrafen, der ein Geheimnis offenbart oder verwertet, das ihm 
ausschließlich kraft seiner Sachverständigentätigkeit anvertraut worden oder zugänglich geworden 
ist und dessen Offenbarung oder Verwertung geeignet ist, ein berechtigtes Interesse der Person zu 
verletzen, die seine Tätigkeit in Anspruch genommen hat oder für die sie in Anspruch genommen 
worden ist. 
 
 (4) Den Personen, die eine der in den Abs. 1 und 3 bezeichneten Tätigkeiten ausüben, stehen ihre 
Hilfskräfte, auch wenn sie nicht berufsmäßig tätig sind, sowie die Personen gleich, die an der 
Tätigkeit zu Ausbildungszwecken teilnehmen. 
 
 (5) Der Täter ist nicht zu bestrafen, wenn die Offenbarung oder Verwertung nach Inhalt und Form 
durch ein öffentliches oder ein berechtigtes privates Interesse gerechtfertigt ist. 
 
 (6) Der Täter ist nur auf Verlangen des in seinem Interesse an der Geheimhaltung Verletzten (Abs. 
1 und 3) zu verfolgen. 
 
 
StGB 
Verletzung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses 
 



 § 122. (1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis (Abs. 3) offenbart oder verwertet, das ihm 
bei seiner Tätigkeit in Durchführung einer durch Gesetz oder behördlichen Auftrag 
vorgeschriebenen Aufsicht, Überprüfung oder Erhebung anvertraut oder zugänglich geworden ist, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu 
bestrafen. 
 
 (2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zuzuwenden oder 
einem anderen einen Nachteil zuzufügen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
 
 (3) Unter Abs. 1 fällt nur ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, das der Täter kraft Gesetzes zu 
wahren verpflichtet ist und dessen Offenbarung oder Verwertung geeignet ist, ein berechtigtes 
Interesse des von der Aufsicht, Überprüfung oder Erhebung Betroffenen zu verletzen. 
 
 (4) Der Täter ist nicht zu bestrafen, wenn die Offenbarung oder Verwertung nach Inhalt und Form 
durch ein öffentliches oder ein berechtigtes privates Interesse gerechtfertigt ist. 
 
 (5) Der Täter ist nur auf Verlangen des in seinem Interesse an der Geheimhaltung Verletzten (Abs. 
3) zu verfolgen. 
 
 
 
 
Recht auf Wahrung der Privatsphäre 
 
 Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch (ABGB) § 1328a.  
(1) Wer rechtswidrig und schuldhaft in die Privatsphäre eines Menschen eingreift oder Umstände 
aus der Privatsphäre eines Menschen offenbart oder verwertet, hat ihm den dadurch entstandenen 
Schaden zu ersetzen. Bei erheblichen Verletzungen der Privatsphäre, etwa wenn Umstände daraus 
in einer Weise verwertet werden, die geeignet ist, den Menschen in der Öffentlichkeit 
bloßzustellen, umfasst der Ersatzanspruch auch eine Entschädigung für die erlittene persönliche 
Beeinträchtigung. 
 
 (2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, sofern eine Verletzung der Privatsphäre nach besonderen 
Bestimmungen zu beurteilen ist. Die Verantwortung für Verletzungen der Privatsphäre durch 
Medien richtet sich allein nach den Bestimmungen des Mediengesetzes, BGBl. Nr. 314/1981, in 
der jeweils geltenden Fassung. 
 
 
Strafgesetzbuch § 310 
Inkrafttretedatum 19981001  
 
Verletzung des Amtsgeheimnisses 
 
(1) Ein Beamter oder ehemaliger Beamter, der ein ihm ausschließlich kraft seines Amtes 
anvertrautes oder zugänglich gewordenes Geheimnis offenbart oder verwertet, dessen Offenbarung 
oder Verwertung geeignet ist, ein öffentliches oder ein berechtigtes privates Interesse zu verletzen, 
ist, wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist, mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.  
 



(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer als Mitglied eines Ausschusses gemäß Art. 53 B-VG bzw. eines 
nach Art. 52a B-VG eingesetzten ständigen Unterausschusses oder als zur Anwesenheit bei deren 
Verhandlungen Berechtigter ein ihm in vertraulicher Sitzung zugänglich gewordenes Geheimnis 
offenbart oder verwertet, dessen Offenbarung oder Verwertung geeignet ist, ein öffentliches oder 
ein berechtigtes privates Interesse zu verletzen. 
 
 (2a) Ebenso ist zu bestrafen, wer - sei es auch nach seinem Ausscheiden aus dem Amt oder 
Dienstverhältnis - als Organwalter oder Bediensteter des Europäischen Polizeiamtes (Europol), als 
Verbindungsbeamter oder als zur Geheimhaltung besonders Verpflichteter (Art. 32 Abs. 2 des 
Europol-Übereinkommens, BGBl. IIINr. 123/1998) eine Tatsache oder Angelegenheit offenbart 
oder verwertet, die ihm ausschließlich kraft seines Amtes oder seiner Tätigkeit zugänglich 
geworden ist und deren Offenbarung oder Verwertung geeignet ist, ein öffentliches oder ein 
berechtigtes privates Interesse zu verletzen. 
 
 (3) Offenbart der Täter ein Amtsgeheimnis, das verfassungsgefährdende Tatsachen ( § 252 Abs. 3) 
betrifft, so ist er nur zu bestrafen, wenn er in der Absicht handelt, private Interessen zu verletzen 
oder der Republik Österreich einen Nachteil zuzufügen. Die irrtümliche Annahme 
verfassungsgefährdender Tatsachen befreit den Täter nicht von Strafe. 
 
Anmerkung 
Zur Frage der Verletzung einer abgabenrechtlichen Geheimhaltungspflicht siehe § 48a Abs. 2 
BAO, BGBl. Nr. 194/1961,und § 251 Abs. 1 FinStrG, BGBl. Nr. 129/1958.ÜR: Art. V, BGBl. I Nr. 
153/1998 
 
 
 
 
DSG 2000 
Inkrafttretedatum 20000101  
 
Datengeheimnis  § 15. 
§ 15. (1) Auftraggeber, Dienstleister und ihre Mitarbeiter - das sind Arbeitnehmer (Dienstnehmer) 
und Personen in einem arbeitnehmerähnlichen (dienstnehmerähnlichen) Verhältnis - haben Daten 
aus Datenanwendungen, die ihnen ausschließlich auf Grund ihrer berufsmäßigen Beschäftigung 
anvertraut wurden oder zugänglich geworden sind, unbeschadet sonstiger gesetzlicher 
Verschwiegenheitspflichten, geheim zu halten, soweit kein rechtlich zulässiger Grund für eine 
Übermittlung der anvertrauten oder zugänglich gewordenen Daten besteht (Datengeheimnis). 
 
(2) Mitarbeiter dürfen Daten nur auf Grund einer ausdrücklichen Anordnung ihres Arbeitgebers 
(Dienstgebers) übermitteln. Auftraggeber und Dienstleister haben, sofern eine solche Verpflichtung 
ihrer Mitarbeiter nicht schon kraft Gesetzes besteht, diese vertraglich zu verpflichten, daß sie Daten 
aus Datenanwendungen nur auf Grund von Anordnungen übermitteln und das Datengeheimnis 
auch nach Beendigung des Arbeits(Dienst)verhältnisses zum Auftraggeber oder Dienstleister 
einhalten werden. 
 
(3) Auftraggeber und Dienstleister dürfen Anordnungen zur Übermittlung von Daten nur erteilen, 
wenn dies nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zulässig ist. Sie haben die von der 
Anordnung betroffenen Mitarbeiter über die für sie geltenden Übermittlungsanordnungen und über 
die Folgen einer Verletzung des Datengeheimnisses zu belehren. 
 



(4) Unbeschadet des verfassungsrechtlichen Weisungsrechts darf einem Mitarbeiter aus der 
Verweigerung der Befolgung einer Anordnung zur Datenübermittlung wegen Verstoßes gegen die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes kein Nachteil erwachsen. 
 
 
ÄrzteG 1998 
Verschwiegenheits-, Anzeige- und Meldepflicht 
 
 § 54. (1) Der Arzt und seine Hilfspersonen sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen in Ausübung ihres Berufes 
anvertrauten oder bekannt gewordenen Geheimnisse verpflichtet. 
 
 (2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, wenn 
 1. nach gesetzlichen Vorschriften eine Meldung des Arztes über den 
   Gesundheitszustand bestimmter Personen vorgeschrieben ist, 
 2. Mitteilungen oder Befunde des Arztes an die 
   Sozialversicherungsträger und Krankenfürsorgeanstalten oder 
   sonstigen Kostenträger in dem Umfang, als er für den Empfänger 
   zur Wahrnehmung der ihm übertragenen Aufgaben eine wesentliche 
   Voraussetzung bildet, erforderlich sind, 
 3. die durch die Offenbarung des Geheimnisses bedrohte Person den 
   Arzt von der Geheimhaltung entbunden hat, 
 4. die Offenbarung des Geheimnisses nach Art und Inhalt zum Schutz 
   höherwertiger Interessen der öffentlichen Gesundheitspflege 
   oder der Rechtspflege unbedingt erforderlich ist. 
 
 (3) Die Verschwiegenheitspflicht besteht auch insoweit nicht, als 
die für die Honorar- oder Medikamentenabrechnung gegenüber den 
Krankenversicherungsträgern, Krankenanstalten, sonstigen 
Kostenträgern oder Patienten erforderlichen Unterlagen zum Zweck der 
Abrechnung, auch im automationsunterstützten Verfahren, 
Dienstleistungsunternehmen überlassen werden. Eine allfällige 
Speicherung darf nur so erfolgen, daß Betroffene weder bestimmt 
werden können noch mit hoher Wahrscheinlichkeit bestimmbar sind. 
Diese anonymen Daten sind ausschließlich mit Zustimmung des 
Auftraggebers an die zuständige Ärztekammer über deren Verlangen 
weiterzugeben. 
 (4) ........................ 
 
  
Grundrecht auf Datenschutz     
 
DSG 2000  
Inkrafttretedatum 20000101 
 
Artikel 1 (Verfassungsbestimmung)  
 
Grundrecht auf Datenschutz 
§ 1. (1) Jedermann hat, insbesondere auch im Hinblick auf die Achtung seines Privat- und 
Familienlebens, Anspruch auf Geheimhaltung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten, 



soweit ein schutzwürdiges Interesse daran besteht. Das Bestehen eines solchen Interesses ist 
ausgeschlossen, wenn Daten infolge ihrer allgemeinen Verfügbarkeit oder wegen ihrer mangelnden 
Rückführbarkeit auf den Betroffenen einem Geheimhaltungsanspruch nicht zugänglich sind. 
 
(2) Soweit die Verwendung von personenbezogenen Daten nicht im lebenswichtigen Interesse des 
Betroffenen oder mit seiner Zustimmung erfolgt, sind Beschränkungen des Anspruchs auf 
Geheimhaltung nur zur Wahrung überwiegender berechtigter Interessen eines anderen zulässig, und 
zwar bei Eingriffen einer staatlichen Behörde nur auf Grund von Gesetzen, die aus den in Art. 8 
Abs. 2 der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, genannten Gründen notwendig sind. Derartige Gesetze dürfen die 
Verwendung von Daten, die ihrer Art nach besonders schutzwürdig sind, nur zur Wahrung 
wichtiger öffentlicher Interessen vorsehen und müssen gleichzeitig angemessene Garantien für den 
Schutz der Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen festlegen. Auch im Falle zulässiger 
Beschränkungen darf der Eingriff in das Grundrecht jeweils nur in der gelindesten, zum Ziel 
führenden Art vorgenommen werden. 
 
(3) Jedermann hat, soweit ihn betreffende personenbezogene Daten zur automationsunterstützten 
Verarbeitung oder zur Verarbeitung in manuell, d.h. ohne Automationsunterstützung geführten 
Dateien bestimmt sind, nach Maßgabe gesetzlicher Bestimmungen 
das Recht auf Auskunft darüber, wer welche Daten über ihn verarbeitet, woher die Daten stammen, 
und wozu sie verwendet werden, insbesondere auch, an wen sie übermittelt werden;  
das Recht auf Richtigstellung unrichtiger Daten und das Recht auf Löschung unzulässigerweise 
verarbeiteter Daten.  
 
(4) Beschränkungen der Rechte nach Abs. 3 sind nur unter den in Abs. 2 genannten 
Voraussetzungen zulässig. 
 
(5) Gegen Rechtsträger, die in Formen des Privatrechts eingerichtet sind, ist, soweit sie nicht in 
Vollziehung der Gesetze tätig werden, das Grundrecht auf Datenschutz mit Ausnahme des Rechtes 
auf Auskunft auf dem Zivilrechtsweg geltend zu machen. In allen übrigen Fällen ist die 
Datenschutzkommission zur Entscheidung zuständig, es sei denn, daß Akte der Gesetzgebung oder 
der Gerichtsbarkeit betroffen sind. 
 
 
  
 
Datensicherheitsmaßnahmen 
 
DSG 2000 
Inkrafttretedatum 20000101  
 
§ 14. (1) Für alle Organisationseinheiten eines Auftraggebers oder Dienstleisters, die Daten 
verwenden, sind Maßnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit zu treffen. Dabei ist je nach 
der Art der verwendeten Daten und nach Umfang und Zweck der Verwendung sowie unter 
Bedachtnahme auf den Stand der technischen Möglichkeiten und auf die wirtschaftliche 
Vertretbarkeit sicherzustellen, daß die Daten vor zufälliger oder unrechtmäßiger Zerstörung und 
vor Verlust geschützt sind, daß ihre Verwendung ordnungsgemäß erfolgt und daß die Daten 
Unbefugten nicht zugänglich sind.  
 
(2) Insbesondere ist, soweit dies im Hinblick auf Abs. 1 letzter Satz erforderlich ist, 



 
1. die Aufgabenverteilung bei der Datenverwendung zwischen den Organisationseinheiten und 

zwischen den Mitarbeitern ausdrücklich festzulegen,  
2. die Verwendung von Daten an das Vorliegen gültiger Aufträge der anordnungsbefugten 

Organisationseinheiten und Mitarbeiter zu binden,  
3. jeder Mitarbeiter über seine nach diesem Bundesgesetz und nach innerorganisatorischen 

Datenschutzvorschriften einschließlich der Datensicherheitsvorschriften bestehenden 
Pflichten zu belehren,  

4. die Zutrittsberechtigung zu den Räumlichkeiten des Auftraggebers oder Dienstleisters zu 
regeln,  

5. die Zugriffsberechtigung auf Daten und Programme und der Schutz der Datenträger vor der 
Einsicht und Verwendung durch Unbefugte zu regeln,  

6. die Berechtigung zum Betrieb der Datenverarbeitungsgeräte festzulegen und jedes Gerät 
durch Vorkehrungen bei den eingesetzten Maschinen oder Programmen gegen die 
unbefugte Inbetriebnahme abzusichern,  

7. Protokoll zu führen, damit tatsächlich durchgeführte Verwendungsvorgänge, wie 
insbesondere Änderungen, Abfragen und Übermittlungen, im Hinblick auf ihre Zulässigkeit 
im notwendigen Ausmaß nachvollzogen werden können,  

8. eine Dokumentation über die nach Z 1 bis 7 (Links zu Z 2, 3, 4, 5 und 6) getroffenen 
Maßnahmen zu führen, um die Kontrolle und Beweissicherung zu erleichtern.  

 
Diese Maßnahmen müssen unter Berücksichtigung des Standes der Technik und der bei der 
Durchführung erwachsenden Kosten ein Schutzniveau gewährleisten, das den von der Verwendung 
ausgehenden Risiken und der Art der zu schützenden Daten angemessen ist. 
 
(3) Nicht registrierte Übermittlungen aus Datenanwendungen, die einer Verpflichtung zur 
Auskunftserteilung gemäß § 26 unterliegen, sind so zu protokollieren, daß dem Betroffenen 
Auskunft gemäß § 26 gegeben werden kann. In der Standardverordnung (§ 17 Abs. 2 Z 6) oder in 
der Musterverordnung (§ 19 Abs. 2) vorgesehene Übermittlungen bedürfen keiner Protokollierung. 
 
(4) Protokoll- und Dokumentationsdaten dürfen nicht für Zwecke verwendet werden, die mit ihrem 
Ermittlungszweck - das ist die Kontrolle der Zulässigkeit der Verwendung des protokollierten oder 
dokumentierten Datenbestandes - unvereinbar sind. Unvereinbar ist insbesondere die 
Weiterverwendung zum Zweck der Kontrolle von Betroffenen, deren Daten im protokollierten 
Datenbestand enthalten sind, oder zum Zweck der Kontrolle jener Personen, die auf den 
protokollierten Datenbestand zugegriffen haben, aus einem anderen Grund als jenem der Prüfung 
ihrer Zugriffsberechtigung, es sei denn, daß es sich um die Verwendung zum Zweck der 
Verhinderung oder Verfolgung eines Verbrechens nach § 278a StGB (kriminelle Organisation) 
oder eines Verbrechens mit einer Freiheitsstrafe, deren Höchstmaß fünf Jahre übersteigt, handelt. 
 
(5) Sofern gesetzlich nicht ausdrücklich anderes angeordnet ist, sind Protokoll- und 
Dokumentationsdaten drei Jahre lang aufzubewahren. Davon darf in jenem Ausmaß abgewichen 
werden, als der von der Protokollierung oder Dokumentation betroffene Datenbestand 
zulässigerweise früher gelöscht oder länger aufbewahrt wird. 
 
(6) Datensicherheitsvorschriften sind so zu erlassen und zur Verfügung zu halten, daß sich die 
Mitarbeiter über die für sie geltenden Regelungen jederzeit informieren können. 
 
 
 



 
Strafgesetzbuch 
Inkrafttretedatum 19750101 
    
Fünfter Abschnitt 
  Verletzungen der Privatsphäre und bestimmter Berufsgeheimnisse 
  Verletzung des Briefgeheimnisses und Unterdrückung von Briefen 
 
 § 118. (1) Wer einen nicht zu seiner Kenntnisnahme bestimmten verschlossenen Brief oder ein 
anderes solches Schriftstück öffnet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu 180 Tagessätzen zu bestrafen. 
 (2) Ebenso ist zu bestrafen, wer, um sich oder einem anderen Unbefugten Kenntnis vom Inhalt 
eines nicht zu seiner Kenntnisnahme bestimmten Schriftstücks zu verschaffen, 
 1. ein verschlossenes Behältnis, in dem sich ein solches Schriftstück befindet, öffnet oder 
 2. ein technisches Mittel anwendet, um seinen Zweck ohne Öffnen des Verschlusses des 
Schriftstücks oder des Behältnisses (Z. 1) zu erreichen. 
 (3) Ebenso ist zu bestrafen, wer einen Brief oder ein anderes Schriftstück (Abs. 1) vor 
Kenntnisnahme durch den Empfänger unterschlägt oder sonst unterdrückt. 
 (4) Der Täter ist nur auf Verlangen des Verletzten zu verfolgen. Wird die Tat jedoch von einem 
Beamten in Ausübung seines Amtes oder unter Ausnützung der ihm durch seine Amtstätigkeit 
gebotenen Gelegenheit begangen, so hat der öffentliche Ankläger den Täter mit 
Ermächtigung des Verletzten zu verfolgen. 
 
Anmerkung 
1. Verfassungsrechtlicher Schutz des Briefgeheimnisses in Art. 10 StGG, RGBl. Nr. 142/1867, Art. 
10 MRK, BGBl. Nr. 210/1958. 
2. Hinsichtlich Telegramme strafrechtlicher Schutz auch durch § 25 FG, BGBl. Nr. 170/1949. 
 
 
Telekommunikationsgesetz. 
Inkrafttretedatum19970801    
 
Fernmeldegeheimnis § 88. 
 
 (1) Dem Fernmeldegeheimnis unterliegen die Inhaltsdaten und die näheren Umstände der 
Kommunikation, insbesondere die Tatsache, ob jemand an einem Telekommunikationsvorgang 
beteiligt ist oder war. Das Fernmeldegeheimnis erstreckt sich auch auf die näheren Umstände 
erfolgloser Verbindungsversuche. 
 (2) Zur Wahrung des Fernmeldegeheimnisses ist jeder Betreiber und alle Personen, die an der 
Tätigkeit des Betreibers mitwirken, verpflichtet. Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch nach 
dem Ende der Tätigkeit fort, durch die sie begründet worden ist.  
 (3) Das Mithören, Abhören, Aufzeichnen, Abfangen oder sonstige Überwachen einer im Rahmen 
der Nutzung eines öffentlichen Telekommunikationsdienstes erfolgten Kommunikation sowie die 
Weitergabe von Informationen darüber durch andere Personen als einen Benutzer ohne 
Einwilligung aller beteiligten Benutzer ist unzulässig. Dies gilt nicht für die Aufzeichnung und 
Rückverfolgung von Telefongesprächen durch Notruforganisationen im Rahmen der 
Entgegennahme von Notrufen und die Fälle der Fangschaltung. 
 (4) Werden mittels einer Funkanlage, eines Endgerätes oder mittelseiner sonstigen technischen 
Einrichtung Nachrichten empfangen, die für diese Funkanlage, dieses Endgerät oder den Benutzer 
der sonstigen Einrichtung nicht bestimmt sind, so dürfen der Inhalt der Nachrichten sowie die 



Tatsache ihres Empfanges weder aufgezeichnet noch Unbefugten mitgeteilt oder für irgendwelche 
Zwecke verwertet werden. Aufgezeichnete Nachrichten sind zu löschen oder auf andere Art zu 
vernichten. 
 
 
DSG 2000 
Pflichten des Dienstleisters 
 
 § 11. (1) Unabhängig von allfälligen vertraglichen Vereinbarungen 
haben Dienstleister bei der Verwendung von Daten für den 
Auftraggeber jedenfalls folgende Pflichten: 
 1. die Daten ausschließlich im Rahmen der Aufträge des 
   Auftraggebers zu verwenden; insbesondere ist die Übermittlung 
   der verwendeten Daten ohne Auftrag des Auftraggebers verboten; 
 2. alle gemäß § 14 erforderlichen Datensicherheitsmaßnahmen zu 
   treffen; insbesondere dürfen für die Dienstleistung nur solche 
   Mitarbeiter herangezogen werden, die sich dem Dienstleister 
   gegenüber zur Einhaltung des Datengeheimnisses verpflichtet 
   haben oder einer gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht 
   unterliegen; 
 3. weitere Dienstleister nur mit Billigung des Auftraggebers 
   heranzuziehen und deshalb den Auftraggeber von der 
   beabsichtigten Heranziehung eines weiteren Dienstleisters so 
   rechtzeitig zu verständigen, daß er dies allenfalls untersagen 
   kann; 
 4. - sofern dies nach der Art der Dienstleistung in Frage kommt - 
   im Einvernehmen mit dem Auftraggeber die notwendigen 
   technischen und organisatorischen Voraussetzungen für die 
   Erfüllung der Auskunfts-, Richtigstellungs- und 
   Löschungspflicht des Auftraggebers zu schaffen; 
 5. nach Beendigung der Dienstleistung alle Verarbeitungsergebnisse 
   und Unterlagen, die Daten enthalten, dem Auftraggeber zu 
   übergeben oder in dessen Auftrag für ihn weiter aufzubewahren 
   oder zu vernichten; 
 6. dem Auftraggeber jene Informationen zur Verfügung zu stellen, 
   die zur Kontrolle der Einhaltung der unter Z 1 bis 5 genannten 
   Verpflichtungen notwendig sind. 
 (2) Vereinbarungen zwischen dem Auftraggeber und dem Dienstleister 
über die nähere Ausgestaltung der in Abs. 1 genannten Pflichten sind 
zum Zweck der Beweissicherung schriftlich festzuhalten. 
 
 
DSG 2000 
 
Datenverwendung in Gewinn- oder Schädigungsabsicht 
 § 51. (1) Wer in der Absicht, sich einen Vermögensvorteil zu verschaffen oder einem anderen 
einen Nachteil zuzufügen, personenbezogene Daten, die ihm ausschließlich auf Grund seiner 
berufsmäßigen Beschäftigung anvertraut oder zugänglich geworden sind oder die er sich 
widerrechtlich verschafft hat, selbst benützt, einem anderen zugänglich macht oder veröffentlicht, 
obwohl der Betroffene an diesen Daten ein schutzwürdiges Geheimhaltungsinteresse hat, ist, wenn 



die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist, vom Gericht mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 
 (2) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu verfolgen. 
 
 
 
 
 
§ 51    
Inkrafttretedatum 20010811      
ÄrzteG 1998 
Dokumentationspflicht und Auskunftserteilung § 51. 
 
 (1) Der Arzt ist verpflichtet, Aufzeichnungen über jede zur Beratung oder Behandlung 
übernommene Person, insbesondere über den Zustand der Person bei Übernahme der Beratung oder 
Behandlung, die Vorgeschichte einer Erkrankung, die Diagnose, den Krankheitsverlauf sowie über 
Art und Umfang der beratenden, diagnostischen odertherapeutischen Leistungen einschließlich der 
Anwendung von Arzneispezialitäten und der zur Identifizierung dieser Arzneispezialitäten und der 
jeweiligen Chargen im Sinne des § 26 Abs. 8 des Arzneimittelgesetzes, BGBl. Nr. 185/1983, 
erforderlichen Daten zu führen und hierüber der beratenen oder behandelten oder zuihrer 
gesetzlichen Vertretung befugten Person alle Auskünfte zuerteilen. In Fällen eines Verdachts im 
Sinne des § 54 Abs. 4 sind Aufzeichnungen über die den Verdacht begründenden Wahrnehmungen 
zuführen. Den gemäß § 54 Abs. 5 oder 6 verständigten Behörden oderöffentlichen Dienststellen ist 
hierüber Auskunft zu erteilen. Der Arzt ist verpflichtet, dem Patienten Einsicht in die 
Dokumentation zu gewähren oder gegen Kostenersatz die Herstellung von Abschriften zu 
ermöglichen. 
 (2) Ärzte sind zur automationsunterstützten Ermittlung und Verarbeitung personenbezogener 
Daten gemäß Abs. 1 sowie zur Übermittlung dieser Daten 1. an die Sozialversicherungsträger und 
Krankenfürsorgeanstalten in dem Umfang, als er für den Empfänger zur Wahrnehmung der ihm   
übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bildet,   sowie 2. an andere Ärzte oder 
medizinische Einrichtungen, in deren Behandlung der Kranke steht, mit Zustimmung des Kranken 
berechtigt. Die zur Beratung oder Behandlung übernommene Person hatd as Recht auf Einsicht, 
Richtigstellung unrichtiger und Löschung unzulässigerweise verarbeiteter Daten. 
 (3) Die Aufzeichnungen sowie die sonstigen der Dokumentation im Sinne des Abs. 1 dienlichen 
Unterlagen sind mindestens zehn Jahre aufzubewahren. 
 (4) Der Kassenplanstellennachfolger, sofern ein solcher nicht gegeben ist der 
Ordinationsstättennachfolger, hat die Dokumentation von seinem Vorgänger zu übernehmen und 
für die der Aufbewahrungspflicht entsprechende Dauer aufzubewahren. Er darf sie nur mit 
Zustimmung des betroffenen Patienten zur Erbringung ärztlicher Leistungen verwenden. Bei 
Auflösung der Ordinationsstätte ohne ärztlichen Nachfolger ist die Dokumentation vom bisherigen 
Ordinationsstätteninhaber für die der Aufbewahrungspflicht entsprechende Dauer aufzubewahren. 
Gleiches gilt für die Tätigkeit als Wohnsitzarzt. 
 (5) Im Falle des Ablebens des bisherigen Ordinationsstätteninhabers oder des Wohnsitzarztes, 
sofern nicht Abs. 4 erster und zweiter Satz Anwendung findet, ist sein Erbe oder sonstiger 
Rechtsnachfolger unter Wahrung des Datenschutzes verpflichtet, die Dokumentation für die der 
Aufbewahrungspflicht entsprechende Dauer gegen Kostenersatz dem Amt der zuständigen 
Landesregierung oder einem von diesem Amt benannten Dritten zu übermitteln. Im Falle 
automationsunterstützter Führung der Dokumentation ist diese, falls erforderlich, nach 
entsprechender Sicherung der Daten auf geeigneten Datenträgern zur Einhaltung der 
Aufbewahrungspflicht, unwiederbringlich zu löschen; dies gilt auch in allen anderen Fällen, 



insbesondere nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist, in denen die Dokumentation nicht mehr 
weitergeführt wird. 
 
 
 
  
Aufbewahrungsvorschriften 
 
NÖ Landeskrankenanstaltengesetz 
§ 21 
(1) Die Krankenanstalten sind verpflichtet: 
a) Vormerke über die Aufnahme und Entlassung der Patienten 
(Aufnahmebuch) zu führen, in denen die Patienten jedenfalls unter 
fortlaufenden Nummern mit Vor- und Zuname (bei Frauen auch unter 
Angabe des Geburtsnamens), Geburtsdaten und bei nicht 
eigenberechtigten Patienten auch unter Angabe des Vor- und Zunamens, 
Berufes und Wohnortes ihres gesetzlichen Vertreters, ferner unter 
Bezeichnung der Krankheit, zu deren Behandlung die Aufnahme erfolgt 
ist, sowie des Aufnahme- und Entlassungstages bzw. des Todestages und 
der Todesursache einzutragen sind. Im Fall der Ablehnung der Aufnahme 
eines Patienten sind in der Aufnahmedokumentation die dafür 
maßgebenden Gründe festzuhalten. In Fällen, in denen sich Schwangere 
oder Gebärende in einer psychosozialen Notsituation befinden und daher 
das Leben oder die gedeihliche Entwicklung des Neugeborenen gefährdet 
erscheinen, kann über Wunsch der Frau von der Aufnahme der 
persönlichen Daten Abstand genommen werden (anonyme Geburt). Über die 
Folgen einer anonymen Geburt ist sie in Anwesenheit und unter 
Mitwirkung eines Mitarbeiters der örtlich zuständigen Jugendabteilung 
(Bezirksverwaltungsbehörde) in Kenntnis zu setzen. Dies ist in der 
Krankengeschichte zu dokumentieren. Die Identifikation erfolgt 
ausschließlich über die Aufnahmezahl. Für eine allfällig später 
erforderliche Identifikation aus der Sicht der Mutter ist ihr die 
Aufnahmezahl bekannt zu geben. Dieser Umstand ist ebenfalls zu 
dokumentieren. 
b) Krankengeschichten anzulegen, in denen die Vorgeschichte der 
Erkrankung (Anamnese), der Zustand des Patienten zur Zeit der 
Aufnahme (status praesens) und der Krankheitsverlauf (decursus morbi) 
sowie der Zustand des Patienten zur Zeit seines Abganges aus der 
Krankenanstalt darzustellen ist. Die Krankengeschichte hat ferner die 
angeordneten Maßnahmen sowie die erbrachten ärztlichen Leistungen 
einschließlich Medikation (insbesondere hinsichtlich Name, Dosis und 
Darreichungsform) und die Aufklärung des Patienten zu enthalten. Aus 
der Krankengeschichte müssen weiters der Ablauf der Diagnostik und 
die Grundlagen für die therapeutischen Konsequenzen ersichtlich sein. 
In der Krankengeschichte sind ferner sonstige angeordnete sowie 
erbrachte wesentliche Leistungen, insbesondere der pflegerischen 
(Pflegedokumentation), einer allfälligen psychologischen bzw. 
psychotherapeutischen Betreuung sowie Leistungen der 
medizinisch-technischen Dienste darzustellen. Die Leistungen sind von 
den anordnenden bzw. ausführenden Personen in der Krankengeschichte 



nachvollziehbar abzuzeichnen. Der Krankengeschichte ist eine 
Abschrift einer allfälligen Obduktionsniederschrift anzuschließen. 
c) Über Operationen sind eigene Operationsprotokolle zu führen und der 
Krankengeschichte beizulegen. 
d) Bei der Führung der Krankengeschichte sind Verfügungen des 
Patienten, durch die dieser erst für den Fall des Verlustes seiner 
Handlungsfähigkeit das Unterbleiben bestimmter Behandlungsmethoden 
wünscht, zu dokumentieren, um darauf bei allfälligen künftigen 
medizinischen Entscheidungen Bedacht nehmen zu können. 
e) Im Rahmen der Krankengeschichte sind allfällige Widersprüche 
gegen die Heranziehung zu Unterrichtszwecken sowie gegen die Entnahme 
von Organen und Organteilen zum Zwecke der Transplantation (§ 62a 
Abs. 1 des Krankenanstaltengesetzes, BGBl.Nr. 1/1957 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 5/2001), zu dokumentieren. 
 
(2) Die Führung der Krankengeschichte obliegt hinsichtlich der 
ärztlichen Leistungen dem für die ärztliche Behandlung 
verantwortlichen Arzt, hinsichtlich der sonstigen im Abs. 1 lit.b 
genannten Leistungen der für sie verantwortlichen Person. Während der 
Behandlungsdauer und nach ihrem Abschluß sind die Krankengeschichten 
so zu verwahren, daß eine mißbräuchliche Kenntnisnahme ihres Inhaltes 
ausgeschlossen wird. Die Krankenanstalten sind verpflichtet, die 
Krankengeschichten, Operations- und Obduktionsprotokolle nach 
Abschluss des Behandlungsfalles mindestens 30 Jahre, allenfalls in 
Form von Mikrofilmen oder auf anderen gleichwertigen 
Informationsträgern, deren Lesbarkeit für den Aufbewahrungszeitraum 
gesichert sein muss, in doppelter Ausfertigung, aufzubewahren. Bei 
Auflassung der Krankenanstalt und nach Ablauf der 
Aufbewahrungsfrist sind die Krankengeschichten, Operations- und 
Obduktionsprotokolle unter Aufsicht zu vernichten, wenn der Leiter 
der Anstaltsabteilung keine längere Aufbewahrung anordnet. 
 
(3) Die Krankenanstalten sind verpflichtet, den Gerichten und 
Verwaltungsbehörden in Angelegenheiten, in denen die Feststellung des 
Gesundheitszustandes für eine Entscheidung oder Verfügung im 
öffentlichen Interesse von Bedeutung ist, ferner den 
Sozialversicherungsträgern und von Sozialversicherungsträgern 
beauftragten Sachverständigen sowie den Geschäftsführern des NÖ 
Gesundheits- und Sozialfonds und von diesen beauftragten 
Sachverständigen oder Bediensteten des NÖ Gesundheits- und 
Sozialfonds, soweit dies zur Wahrnehmung der diesen obliegenden 
Aufgaben erforderlich ist, sowie einweisenden oder weiterbehandelnden 
Ärzten oder Krankenanstalten über Anforderung kostenlos Kopien von 
Krankengeschichten und ärztlichen Äußerungen über den 
Gesundheitszustand von Patienten zu übermitteln. Ferner sind 
sonstigen Gesundheits- und Sozialeinrichtungen (Sozialdienste, 
Sozialstationen) über deren Anforderung Abschriften jener Teile der 
Krankengeschichte kostenlos zu übermitteln, deren Kenntnisse für die 
weitere medizinische Betreuung der Patienten unbedingt erforderlich 
ist. Ferner sind den privaten Versicherungsträgern über deren 



Anforderung Abschriften von Krankengeschichten und ärztlichen 
Äußerungen über den Gesundheitszustand des Patienten gegen Ersatz der 
damit verbundenen Aufwendungen zu übermitteln, soweit dies für die 
Erfüllung ihrer vertraglichen Pflicht notwendig ist und dies mit dem 
Versicherten bei Abschluß des Versicherungsvertrages ausdrücklich 
schriftlich mit einer Widerrufsmöglichkeit vereinbart wurde. Außerdem 
ist dem Patienten, seiner Vertrauensperson oder der NÖ Patienten- und 
Pflegeanwaltschaft (§ 91), über Wunsch des Patienten, Einsicht in die 
Krankengeschichte zu gewähren oder ihnen kostenlos eine Abschrift 
derselben zu übermitteln, wobei die Ausfolgung vom ärztlichen 
Leiter der Krankenanstalt an die Erläuterung durch den behandelnden 
Arzt geknüpft werden kann, wenn dies zur Wahrung des Patientenwohls 
geboten ist. 
 
(4) Bei der Entlassung eines Patienten ist neben dem 
Entlassungsschein unverzüglich ein Arztbrief anzufertigen, der die 
für eine allfällige weitere medizinische Betreuung maßgebenden 
Angaben und Empfehlungen, die Entlassungsdiagnose sowie allfällige 
Anordnungen für die Angehörigen des gehobenen Dienstes für 
Gesundheits- und Krankenpflege im mitverantwortlichen 
Tätigkeitsbereich zu enthalten hat. In die Therapievorschläge 
sind vorzugsweise Arzneimittel nach dem jeweils gültigen 
Heilmittelverzeichnis des Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger, die keiner chefärztlichen bzw. 
kontrollärztlichen Bewilligung bedürfen, aufzunehmen. Dieser 
Arztbrief ist nach Entscheidung des Patienten 
1. diesem, oder 
2. dem einweisenden oder weiterbehandelnden Arzt und 
3. bei Bedarf der für die weitere Pflege und Betreuung in Aussicht 
genommenen Einrichtung oder den entsprechenden Angehörigen des 
gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege zu übermitteln. 
Bei Bedarf sind dem Arztbrief auch Angaben zu Maßnahmen im 
eigenverantwortlichen Tätigkeitsbereich anzufügen. 
 
(5) Die Krankenanstalten sind ferner verpflichtet, den mit dem 
öffentlichen Gesundheitsdienst betrauten Behörden alle Mitteilungen 
zu erstatten, die zur Einhaltung zwischenstaatlicher Verpflichtungen 
und zur Überwachung der Einhaltung bestehender Vorschriften 
erforderlich sind. 
 
(6) Der verantwortliche ärztliche Leiter der Anstalt hat zu 
entscheiden, welchen Personen oder anderen als in Abs. 3 und 4 
genannten Stellen Abschriften von Krankengeschichten und ärztlichen 
Äußerungen über den Gesundheitszustand von Patienten unter Beachtung 
der ärztlichen Verschwiegenheitspflicht ausgefolgt werden können. 
 
(7) Die Abgabe wissenschaftlich begründeter Gutachten wird durch die 
Bestimmungen der vorangegangenen Absätze nicht berührt. 
 
(8) Die Rechtsträger von Krankenanstalten können die Speicherung, 



Verarbeitung und Aufbewahrung von Krankengeschichten -- auch 
mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung -- entweder in der 
Krankenanstalt durchführen oder anderen Rechtsträgern übertragen. 
Für diese Rechtsträger und die in ihnen beschäftigten Personen 
kommen die Bestimmungen des § 20 sinngemäß zur Anwendung. Weitergaben 
von personenbezogenen Daten durch Rechtsträger, denen die 
Speicherung, Verarbeitung und Aufbewahrung übertragen wurde, sind nur 
über Auftrag des Rechtsträgers der Krankenanstalt zulässig. 
 
(9) Röntgenbilder und andere Bestandteile der Krankengeschichten, 
deren Beweiskraft nicht 30 Jahre hindurch gegeben ist, sowie 
Krankengeschichten aus ausschließlich ambulanter Behandlung sind 
mindestens 10 Jahre aufzubewahren. Die Bestimmungen des Abs. 1 bis 8 
gelten sinngemäß. 
 
(10) Sofern es der Patient nicht ausdrücklich untersagt, dürfen 
patientenbezogene Vermerke am Krankenbett angebracht werden. 
 
(11) Aufzeichnungen, die Geheimnisse betreffen, die Angehörigen des 
klinisch-psychologischen, gesundheits-psychologischen und 
psychotherapeutischen Berufes und ihren Hilfspersonen in Ausübung 
ihres Berufes anvertraut oder bekannt geworden sind, dürfen im Rahmen 
der Krankengeschichte oder der sonstigen Vormerke im Sinne des Abs. 1 
lit.a nicht geführt werden. 
 
(12) Die Krankenanstalten sind verpflichtet, über die Entnahme von 
Organen und Organteilen Verstorbener zum Zwecke der Transplantation 
Niederschriften zur Krankengeschichte aufzunehmen und im Sinne des 
Abs. 2 zu verwahren. 
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